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EU-Emissionshandel

5.000 Industrieanlagen zu zertifizieren

Deutschland ist seiner im Kyoto-Protokoll verankerten Verpflichtung, den
Treibhausgas-Ausstoß bis 2012 gegenüber 1990 um 21 Prozent zu verrin-
gern, bereits recht nahe gekommen. Bis zum Jahr 2001 hat die Bundesrepu-
blik ihre Klimagas-Emissionen um 18 Prozent auf rund 994 Millionen Tonnen
so genannter CO2-Äquivalente verringert. In ganz Europa wurde das Niveau
von 1990 bislang erst um 2 Prozent unterschritten. Damit ist die EU sogar
noch Schrittmacher – weltweit erhöhten sich die CO2-Emissionen seit 1990
um 13 Prozent. Immerhin wird die Energie inzwischen besser genutzt: Im
globalen Durchschnitt sind die Kohlendioxid-Emissionen je 1.000 Dollar re-
ales Bruttoinlandsprodukt von 1990 bis 2000 um 15 Prozent auf 560 Kilo-
gramm gesunken. In Deutschland wurden im Jahr 2000 je Einheit Output
sogar 27 Prozent weniger CO2 emittiert als zehn Jahre zuvor.

Um noch mehr Anreize zum Energiesparen zu setzen, will die Europäische
Union ab 2005 den Handel mit Emissionslizenzen einführen. Doch die zugrun-
de liegende Richtlinie ist zu einem regelrechten Bürokratiemonster erwach-
sen. Von 33 Artikeln beschäftigt sich nur einer mit dem eigentlichen Handels-
system, der Rest bezieht sich auf die Teilnahmevoraussetzungen sowie die
Zuteilung und Kontrolle der Emissionsrechte. Auch die Umsetzung der EU-
Richtlinie in nationales Recht zieht viel bürokratischen Aufwand nach sich. Bis
zum 31. März kommenden Jahres muss jedes Land einen so genannten natio-
nalen Allokationsplan einreichen, der festlegt, wie die erlaubten Kohlendioxid-
Emissionen zwischen den Wirtschaftsbereichen aufgeteilt werden sollen. Letzt-
lich müssen in der EU rund 12.000 Industrieanlagen einzeln mit Zertifikaten
bedacht und kontrolliert werden, davon 5.000 allein in Deutschland.

Gerhard Voss: Klimapolitik und Emissionshandel – Die Ökonomie im vorsorgenden
Klimaschutz, IW-Positionen Nr. 6, Köln 2003, 63 Seiten, 10,50 Euro. Bestellung über
Fax: (02 21) 49 81-4 45 oder via E-Mail: div@iwkoeln.de

Gesprächspartner im IW: Dr. Gerhard Voss, Telefon: (02 21) 49 81-7 55



Jg. 29, Nr. 58
18. November 2003

ANLAGE ZU: DIREKT – PRESSEINFORMATIONEN AUS DEM INSTITUT DER DEUTSCHEN WIRTSCHAFT KÖLN

Aus iwd Nr. 47 vom 20. November 2003; die abgebildeten Grafiken können zur Verfügung gestellt werden, Auskunft erteilt: Angelika Goldenberg, Tel.: (02 21) 49 81-5 23

Grau ist alle Theorie
Emissionshandel

2002 2020

Institut der deutschen Wirtschaft Köln

Welt-Energieverbrauch:
Bedarf steigt weiter

2020: Prognose des Weltenergierats; regenerative Energien: Wasserkraft, Sonne, Wind und Biomasse; Ursprungsdaten: BP, Weltenergierat
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in Milliarden Tonnen Steinkohleeinheiten
Anteil am Gesamtverbrauch in Prozent

Kohle

3,3

4,9

Erdöl

5,0
5,4

Erdgas

3,0

4,5

Kernenergie

0,9
1,3

regenerative
Energien

2,3

3,3

23 2534 28 21 23 6 716 17

Insgesamt

14,5

19,4

Knapp 80 Prozent des weltweiten
Energiebedarfs werden durch Kohle, Erd-
öl und Gas gedeckt. Auch in Deutsch-
land liefern nach wie vor hauptsächlich
die fossilen Brennstoffe jene Energien,
die Fahrzeuge antreiben, Strom ins Netz
speisen und im Winter die Häuser wär-
men. Bei ihrer Verbrennung wird Koh-
lendioxid freigesetzt (CO2). Zwar gibt es
Alternativen. Dazu zählen Windkraft,
Wasserkraft und Sonnenenergie. Doch
trotz des Booms der Windkraft in den
zurückliegenden Jahren kommen die
regenerativen Energien nur schleppend
voran. Die Technik ist nach wie vor zu
wenig ergiebig und zu teuer für eine flä-
chendeckende Versorgung.

Auch Atomkraft wäre eine CO2-freie
Energiequelle. Sie stößt jedoch wegen
ihrer Risiken auf breite Ablehnung in
der Gesellschaft.

Der Prognose des Weltenergierats
zufolge werden die fossilen Energieträ-

Der weltweite Energieverbrauch nimmt mit dem wirtschaftlichen
Aufholen der Entwicklungs- und Schwellenländer zwangsläufig zu.
Energielieferant Nummer eins sind dabei nach wie vor fossile Brenn-
stoffe. Dadurch gelangt viel Kohlendioxid in die Atmosphäre – eine der
Hauptursachen des möglichen Klimawandels. Um ihrer im Kyoto-Pro-
tokoll verankerten Verpflichtung nachzukommen, die Abgabe von Treib-
hausgasen zu mindern, will die Europäische Union den Handel mit
Emissionsrechten einführen. Doch statt einer marktkonformen Umwelt-
politik droht ein weiteres Bürokratiemonster auf die Welt zu kommen.*)

ger daher auch im Jahr 2020 die Haupt-
rolle spielen – und das bei weiter stei-
gendem Verbrauch (Grafik):

Insbesondere die Aufholjagd der
Entwicklungs- und Schwellenländer
wird den Welt-Energieverbrauch bis
zum Jahr 2020 um ein Drittel auf etwa
19,4 Milliarden Tonnen Steinkohle-
einheiten (SKE) puschen.

Der Anteil der CO2-freien Energie-
quellen wird sich dabei laut Weltenergie-
rat nicht wesentlich erhöhen.

Dem Klimaschutz rund um den Erd-
ball mehr Dampf zu machen, ist deshalb
das Anliegen der 1992 auf dem UN-Um-
weltgipfel von Rio de Janeiro verabschie-
deten Klimarahmenkonvention. Konkre-
tisiert wurde das Vorhaben mit einem
1997 im japanischen Kyoto beschlosse-
nen – bis heute noch nicht völkerrecht-
lich verbindlichen – Protokoll. Es legt
fest, um wie viel Prozent jede beteiligte
Industrienation ihre Treibhausgas-Pro-

duktion bis zum Jahr 2012 reduzieren
muss oder maximal erhöhen darf. Zu den
miteinbezogenen Treibhausgasen zählen
neben Kohlendioxid unter anderem auch
Lachgas und Methan, die in der Land-
wirtschaft und bei der Energieerzeugung
freigesetzt werden.

Ursprünglich verpflichteten sich mit
dem Kyoto-Protokoll 40 Industrielän-
der, ihre Treibhausgas-Emissionen von
1990 bis 2012 zusammen um 5,2 Pro-
zent zu senken – die Türkei, Weißruss-
land, die USA und Australien haben
sich mittlerweile ausgeklinkt.

Aus diesem Grund erfasst die Verein-
barung von Kyoto heute nicht mal mehr
ein Drittel der weltweiten CO2-Emissio-
nen. Davon wiederum geht fast ein Drit-
tel – knapp 14 Prozent der globalen Emis-
sionen – auf die Kappe der EU.

Alle EU-Länder zusammen müssen
laut Kyoto ihren Klimagas-Ausstoß von
1990 bis 2012 um 8 Prozent verringern.
Die einzelnen Mitgliedsländer sind da-
bei unterschiedlich stark in der Pflicht;
Deutschland trägt mit einem angepeil-
ten Minus von 21 Prozent – gleich 254
Millionen Tonnen CO2-Äquivalente –
die Hauptlast und schultert insgesamt
drei Viertel der EU-Reduktion. Dieses
Ziel ist relativ nahe:

Im Jahr 2001 hatte Deutschland sei-
nen Ausstoß von Klimagasen gegen-
über 1990 um 18 Prozent verringert.

Zwar war die Bundesrepublik zwi-
schenzeitlich schon einen Schritt weiter
(vgl. iwd 45/2002). Bei vielen europäi-
schen Nachbarn besteht jedoch mehr
Grund zur Sorge, ob die Kyoto-Ziele
jemals erreicht werden (Grafik Seite 5).
Besonders weit von ihren Vorgaben ent-
fernt sind momentan Österreich, Däne-
mark, Irland und Spanien.

In den kommenden neun Jahren müs-
sen die Europäer zusammen noch 252,5
Millionen Tonnen CO2-Äquivalente ein-
sparen – das entspricht 6,5 Prozent des
Niveaus von 2001. Das Niveau von 1990
ist erst um 2 Prozent unterschritten. Da-
bei wird der Abstand in jüngster Zeit
eher wieder größer, als dass er schrumpft.
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Institut der deutschen Wirtschaft Köln

Treibhausgase in der EU:
Deutschland fast am Kyoto-Ziel

CO2-Äquivalente: Sechs-Gase-Ansatz, d.h., neben Kohlendioxid sind mit Lachgas,
Methan, fluorierten und perfluorierten Kohlenwasserstoffen sowie Schwefelhexa-

fluorid weitere Treibhausgase einbezogen; Ursprungsdaten: EU
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Emissionen im Jahr 2001
in Millionen Tonnen CO2-Äquivalenten

Luxemburg
-28,0

-44,8

Deutschland -21,0
-18,0

Dänemark -21,0
0,3

Österreich -13,0
10,0

Vereinigtes
Königreich

-12,5
-11,5

Belgien -7,5
6,4

Italien -6,5
7,2

Niederlande -6,0
4,6

Frankreich 0
0

Finnland
0

4,8

Schweden 4,0
-3,2

Irland
13,0

31,1

Spanien
15,0

33,1

Griechenland 25,0
26,1

Portugal
27,0

36,5

Um so viel Prozent sollen die Treibhausgas-Emissionen von
1990 bis 2012 laut Kyoto-Protokoll sinken bzw. dürfen sich erhöhen

Veränderung von 1990 bis 2001 in Prozent

6,1

993,5

69,4

85,9

657,2

150,2

545,4

219,7

560,8

80,9

70,5

70,0

382,8

132,2

83,8

Im Jahr 2000 waren die Euro-
päer schon einmal sparsamer –
das Minus lag damals bei 3,5 Pro-
zent. Gleichwohl ist die EU bei
den Reduktionsbestrebungen
noch Schrittmacher:

Die weltweiten CO2-Emis-
sionen erhöhten sich seit 1990
um 13 Prozent auf 23,4 Milli-
arden Tonnen.

Es muss also etwas gesche-
hen, will man eine Ursache der
Erderwärmung ausschalten. Zwei
Wege stehen dazu offen:

• Bessere Energieausnutzung
durch technischen Fortschritt.
Allein um keinen Boden an die
Konkurrenz zu verlieren, suchen
Unternehmen ständig nach wirt-
schaftlicheren Produktionsme-
thoden. Offenbar mit Erfolg:

Im weltweiten Durchschnitt
sind die CO2-Emissionen von
1990 bis 2000 um 15 Prozent
auf 560 Kilogramm je 1.000
Dollar reales Bruttoinlands-
produkt gesunken.

Die Deutschen waren sogar
weit überdurchschnittlich erfolg-
reich bei der Entkopplung ihrer
Wirtschaftsleistung von den
CO2-Emissionen: Im Jahr 2000
wurden hierzulande je Einheit Output
27 Prozent Kohlendioxid weniger emit-
tiert als zehn Jahre zuvor.

• Zusätzliche Anreize zum Energie-
sparen. Die Europäische Union zeigt
sich seit kurzem in puncto Klimapolitik
recht wagemutig und innovativ. Sie will
im Jahr 2005 ein vornehmlich aus Lehr-
büchern zur Umweltökonomie bekann-
tes und laut Kyoto-Protokoll erlaubtes
Instrument einführen, den Handel mit
Emissionslizenzen.

Die Idee dahinter ist einfach: Die
CO2-Verursacher erhalten so genannte
„Verschmutzungsrechte“, die handelbar
sind. Will ein Unternehmen mehr Koh-
lendioxid abgeben, muss es Emissions-
rechte hinzukaufen. Unternehmen, die
dagegen ihren CO2-Ausstoß vermin-
dern, dürfen ihnen zugeteilte, nicht be-
nötigte Zertifikate weiterverkaufen an
Firmen, die ihren Betrieb nicht so ein-
fach umstellen können. Davon würden
beide Seiten profitieren.

Allerdings gibt das Vorgehen der EU
wenig Anlass zur Hoffnung, dass es
wirklich klappt. Die dem System zu-
grunde liegende Emissionshandelsricht-
linie ist zu einem regelrechten Bürokra-
tiemonster erwachsen. Von 33 Artikeln
beschäftigt sich nur einer mit dem ei-
gentlichen Handelssystem, der Rest be-
zieht sich auf Teilnahmevoraussetzungen
sowie die Zuteilung und Kontrolle der
Emissionsrechte.

Auch die Umsetzung der EU-Richt-
linie in nationales Recht zieht viel Bü-
rokratie nach sich. Der Gesetzentwurf
der Bundesregierung ist ziemlich kom-
pliziert ausgefallen und wird noch durch
mehrere Rechtsverordnungen ergänzt,
die etwa Verteilung und Entwertung von
CO2-Zertifikaten regeln. Außerdem be-
darf es wohl einer neuen Behörde, die
den Handel überwacht.

Des Weiteren muss jedes Land bis
zum 31. März kommenden Jahres einen
so genannten nationalen Allokationsplan

bei der EU-Kommission einrei-
chen. Dieser umfasst einen
Makroplan, der festlegt, wie die
erlaubten Kohlendioxid-Emis-
sionen zwischen Privathaushal-
ten, Dienstleistungssektor, Indus-
trie, Energiewirtschaft und Ver-
kehr aufgeteilt werden sollen.
Der ergänzende Mikroplan geht
noch weiter ins Detail: Er legt
dar, in welchem Umfang die am
Handel beteiligten Unternehmen
mit CO2-Lizenzen ausgestattet
werden. Denn laut EU-Richtli-
nie sollen nur die besonders
energieintensiven Branchen in
das System einbezogen werden.
Erfasst werden damit etwa 46
Prozent der EU-weiten Klima-
gas-Emissionen. Betroffen sind
Energieunternehmen, Eisen- und
Stahlindustrie, Raffinerien, Ze-
ment-, Kalk-, Glas- und Kera-
mikindustrie sowie Zellstoff- und
Papierindustrie. Das bedeutet:

In der EU müssen rund
12.000 Anlagen einzeln mit
Zertifikaten bedacht und kon-
trolliert werden, davon allein
in Deutschland 5.000.

Das Vorhaben bremst die eu-
ropäische Industrie im interna-

tionalen Wettbewerb mit zusätzlichem
Formalkram aus. Zudem wird sich die
energieintensive Produktion wohl ver-
teuern, weil es aus technischen Grün-
den oft nicht so leicht möglich ist, auf
kohlendioxidärmere Verfahren umzu-
stellen.

Zu guter Letzt ist nicht einmal klar,
ob sich der gewünschte Markt für die
Emissionsrechte überhaupt herausbildet.
Wenn die Ausstattung mit den Lizenzen
von vornherein zu großzügig gerät, wird
die Nachfrage zu wünschen übrig las-
sen. Potenzielle Verkäufer der Emissi-
onspapiere hätten keinen wirklichen
Wert in der Hand – was den Anreiz,
CO2 zu sparen, sehr vermindern würde.
Werden dagegen zu wenig Lizenzen aus-
gegeben, bedeutet dies das sofortige Aus
für viele Unternehmen – und den Ver-
lust der Arbeitsplätze.
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